
Energiewende im Landkreis gestalten
„Masterplan 100 Prozent Klimaschutz“ bietet große Chance

Das Bundesumweltministe-
rium fördert das Projekt 
„Masterplan 100 Prozent 

Klimaschutz“ des Landkreises. 
Der Landkreis wurde als einer von 
drei Landkreisen deutschlandweit 
für dieses Projekt ausgewählt. 

Zusätzlich mit den 20 Prozent, 
die der Landkreis selbst aufbrin-
gen muss, stehen damit in den 
nächsten vier Jahren bis zu ma-
ximal einer Million Euro für das 
Vorantreiben des Klimaschutzes 
im Landkreis zur Verfügung. 

Konkret heißt das: Für die 
Förderhöchstsumme von jeweils 
240 000 Euro für vier Jahre muss 
der Landkreis  jährlich 48 000 Euro 
in den Jahren 2012 bis 2015 be-
reitstellen.

„Das ist eine hervorragende 
Möglichkeit, im Bereich Klima-
schutz auf absehbare Zeit För-
dergelder zu bekommen“, ver-
deutlicht Nadine Bernshausen,  
Vorsitzende des Umweltausschus-
ses.

Bereits Ende April hatte sich der 
Kreis um die Aufnahme in dieses 
Projekt beworben und eine Pro-
jektskizze eingereicht. Am 27. 
September kam die Bewilligung 
des Projektträgers in Jülich – ver-
bunden mit der Aufforderung,  
binnen sechs Wochen, also bis 
zum 14. November, einen Pro-
jektantrag einzureichen. 

Um diese Frist zu wahren und 
die Fördermittel zu bekommen, 
hatte der Kreisausschuss den För-
derantrag eingereicht, bevor der 
Kreistag sein OK geben konnte. 
Denn der tagte erst am 17. No-
vember. 

In dem Beschlussvorschlag ging 
es einerseits um die Zustimmung 
zur 20-prozentigen Beteiligung 
des Kreises – also jährlich maximal 
48 000 Euro. Zudem war auch das 
Bemühen um eine 95-prozentige 
Treibhausgas-Reduktion und die 
Senkung des Energiebedarfs um 
50 Prozent gegenüber dem Jahr 
1990 bis zum Jahr 2050 festge-

schrieben. Und als drittem Punkt 
sollte der Kreistag auch dem 
Aufbau eines Management- und 
Controllingsystems zustimmen.

Diesen Vorhaben widersprach 
die SPD nachdrücklich. Sie brach-
te einen eigenen Antrag ein. Dort 
forderte sie unter anderem, dass 
der Kreisausschuss sich zunächst 
um die Zustimmung der Städte 
und Gemeinden zu dem Projekt 
kümmert und eine CO2-Bilanz für 
den Landkreis vorlegt.

„Dass die SPD den Antrag 
abgelehnt hat und somit Un-
summen an Fördergeldern ver-
schenken wollte, ist unglaublich“, 
sagt Sandra Laaz. Doch sie weiß: 
„Das hat Tradition. Bereits 2007 
beschloss der Kreistag ein klares 
Klimaschutzziel, das für den Kreis 
unter anderem den vollständi-
gen Ersatz fossiler und atomarer 
Energieträger durch erneuerbare 
Energien bis 2040 festlegt.“ Die 
SPD hatte damals gegen diesen 
Beschluss gestimmt und erst bei 

der Bestätigung 2009 dem Klima-
schutzziel des Kreises zugestimmt.

Und Michael Meinel fügt hin-
zu: „Ich bin froh, dass es erstmals 
einen qualifizierten Rahmen gibt, 
um die Energiewende im Kreis zu 
gestalten. Wenn wir es nicht tun, 
tun es andere“, sagte er während 
der Diskussion im Kreistag.

Das jetzt angestrebte Projekt, 
vermutete er, würde jeder Ab-
geordnete verteidigen, wenn es 
dabei um seine Kommune ginge. 
Dass die SPD es jetzt für den Kreis 
ablehne, sei dem Bürger nicht ver-
mittelbar.

Mit großer Mehrheit brachte 
die Koalition von CDU, Grünen 
und FW das Projekt schließlich auf 
den Weg.

BEWEGT
GRÜNGrüne News

Grüne Kreistagsfraktion
Marburg-Biedenkopf

Januar 2012

Foto: Paul Wip / pixelio.de



Pflegestützpunkt 
gut angenommen

Seit April 2010 betreibt der 
Landkreis den Pflegestütz-

punkt. Dort sollen Pflegebedürf-
tigen, ihren Angehörigen, Pfle-
genden, Behinderten sowie von 
Pflegebedürftigkeit bedrohten 
Bürgern umfassende Informatio-
nen und Hilfen aus dem Bereich 
der Alten- und Behindertenhilfe 
sowie rund um das Thema Pflege 
angeboten werden. Und das nicht 
nur kostenlos, sondern auch trä-
gerneutral, unabhängig und ver-
braucherorientiert.  

Ziel ist es, Pflegebedürftigen 
und von Pflegebedürftigkeit be-
drohten Personen jeden Alters 
eine Wohn-, Lebens- und Betreu-
ungsform anzubieten, die ihren 
persönlichen Bedürfnissen ent-
spricht. 

Der Pflegestützpunkt versteht 
sich als eine erste Anlaufstelle mit 
allen Informationen rund um das 
Thema Pflege. Er hat somit eine 
„Lotsenfunktion“ inne. Auf eine 
Anfrage von Sandra Laaz, wie der 
Stützpunkt angenommen wird, 
antwortet der Kreisausschuss:

„In den ersten 15 Monaten 
hat der Pflegestützpunkt mehr als 
500 Bürgerinnen und Bürger aus 
dem Landkreis beraten und bei 
der Organisation von Pflegesitu-
ationen zum Teil umfassend un-
terstützt“, so der Sozialdezernent. 

Ziel ist es auch, Netzwerke zu 
schaffen und auszubauen – und 
auch dies wird intensiv verfolgt: 
„Im Rahmen der regionalen Netz-
werkarbeit konnten bislang über 
125 Leistungsanbieter, Vereine 
und Träger eingebunden wer-
den“, so die Antwort.

Kontakt:
Pflegestützpunkt Marburg-Bie-
denkopf im Beratungszentrum 
(BIP), Am Grün 16, 35037 Mar-
burg, Telefon: 06421-4057400 
(Mo. bis Fr. von 10 bis 16 Uhr), 
per E-Mail: pflegestuetzpunkt@ 
marburg-biedenkopf.de
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Dem Ärztemangel im 
Kreis aktiv entgegenwirken

Neue Verbindung nach Berlin – 
doch der schlechte Takt bleibt 

Die Sicherstellung der Ge-
sundheitsversorgung stellt 
auch den heimischen 

Landkreis vor eine große Heraus-
forderung, die für die Grünen ein 
wichtiges Thema ist. Schon mehr-
fach stellten sie Anfragen dazu im 
Kreistag. Dabei kann der Land-
kreis, wie auch der Erste Kreisbei-
geordnete Dr. Karsten McGovern 
betonte, allerdings nur bedingt 
Einfluss nehmen. Die Verantwor-
tung für die ärztliche Versorgung 
trägt die Kassenärztliche Verei-
nigung in Hessen. Schon länger 
zeigt sich aber, dass gerade im 
ländlichen Bereich die Versorgung 
prekär ist, wie auf der Karte der 
Kassenärztlichen Vereinigung un-
ten zu sehen ist. 

Das Problem: Wenn ein Haus-
arzt in den Ruhestand geht, fin-
det sich häufig kein Nachfolger 
für ihn – die Praxis steht leer, die 
Menschen müssen mitunter weite 
Wege in Kauf nehmen, um zu ei-
nem Arzt zu gelangen. Dabei sind 
vor allem ältere Menschen auf 
dem Land nicht mobil – was die 
Situation nur noch verschärft.

Die Ressourcenverteilung im 
Gesundheitssystem ist auch aus 
Sicht des Kreisbeigeordneten 

nicht auf zukünftige Fragen aus-
gerichtet: Sowohl die medizini-
sche als auch die pflegerische am-
bulante Versorgung im ländlichen 
Raum wirft Probleme auf. 

So orientiere sich die Verteilung 
der Ärzte nicht an dem Bedarf – 
und die Kassenärztliche Vereini-
gung bescheinigt dem heimischen 
Landkreis gar eine Überversor-
gung. Das liegt daran, dass sich 
die Ärzte vor allem im Stadtgebiet 
niederlassen. So entsteht dort eine 
Überversorgung und die Ärzte 

fehlen dort, wo sie 
benötigt werden. 

„Die gemeinsa-
me Initiative der 
Koalition auf Krei-
sebene zur Ge-
sundhe i t s reg ion 
trägt bereits einige 
Früchte“, sagt die 
Fraktionsvorsitzen-
de Sandra Laaz. So 
wird beispielswei-

se schon zum zweiten Mal am 
Uniklinikum Studierenden unter 
dem Stichwort „Chance Land-
arzt“ eine Niederlassung auf dem 
Land näher gebracht. „Medizin-
studierende wissen häufig nicht, 
dass dies nicht nur wegen der 
Aufgabe, sondern auch finanzi-
ell attraktiv ist“, so Laaz. Für die 
Kreistagsfraktion der Grünen geht 
es darum, junge Ärztinnen und 
Ärzte für die Region zu gewinnen. 
Dazu muss selbstverständlich 
auch der ärztliche Bereitschafts-
dienst gut organisiert sein, damit 
die Arbeitszeiten auch familien-
verträglich sind. „Da die Zukunft 
der Medizin weiblich ist, sind alle 
aufgefordert, auch den Interessen 
junger Frauen nachzukommen“, 
meint Laaz.

Gemeinschaftspraxen seien 
ebenso ein Lösungsansatz, wie 
die Zusammenarbeit von Ärzte-
netzwerken oder das Schaffen 
von „Ärztehäusern“.

Seit Anfang Dezember bietet 
die Deutsche Bahn AG ein 
neues Fahrtangebot ab dem 

Bahnhof Marburg an. Ein Intercity 
fährt morgens um 7.50 Uhr nach 
Berlin. Nachmittags um 13.58 Uhr 
ist Abfahrt in Berlin nach Marburg 
zurück. 

Diese Direktverbindung von 
Berlin nach Marburg ist mit  
4 Stunden und 5 Minuten ver-
gleichbar mit bisherigen Ange-
boten. Das lästige Umsteigen in 
Kassel-Wilhelmshöhe entfällt. 

Wer früher in Berlin sein will, 
muss allerdings weiterhin umstei-
gen. Grundlegend problematisch 

bleibt weiterhin die Zeitlage des 
Intercity, der sich nicht wie früher 
in den Stundentakt mit dem Regi-
onalexpress einreiht. 

Daher bleibt auch für den Fahr-
planwechsel 2012 die unbefrie-

digende Situation bestehen, dass 
der zweistündig verkehrende IC 
in Richtung Frankfurt zur Minute 
5 und der IC in Richtung Kassel 
zur Minute 50 abfährt. „Von ei-
nem Taktverkehr – mit verläss-
lichen Abfahrtszeiten zu jeder 
Stunde – kann damit leider keine 
Rede sein“, erläutert Sandra Laaz. 
„Nun muss mit viel Aufwand und 
auch Geld eine verlässliche Ver-
bindung hergestellt werden und 
es ist viel planerischer Aufwand 
vorhanden, das regionale und lo-
kale Busangebot auf diese unsys-
tematischen Zugan- und -abfahr-
ten abzustimmen.“

Die Grünen im Internet: www.gruene-marburg.de
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Straßenbau: „A 49 soll wohl 
auf der Schafsweide enden?“

Schlafplatz der 
Waldohreule gefährdet

Jüngst kam Hessens Ver-
kehrsminister Dieter Posch 
nach Treysa, um den Plan-

feststellungsbeschluss, also die 
Baugenehmigung, für das 13,3 
Kilometer lange Teilstück der A 
49 zwischen Schwalmstadt und 
Stadtallendorf zu unterzeichnen. 
Wird gegen den Beschluss nicht 
geklagt, könnte das 130 Millio-
nen Euro teure Stück ab 2016 ge-
baut werden – denn vorher gibt 
es beim Bund keine Mittel. 

„Die Kosten für den gesamten 
Abschnitt übersteigen das finanzi-
ell Machbare. Und völliger Unsinn 
ist es, für den nördlichen Bauab-
schnitt bis Schwalmstadt Geld 
auszugeben – ohne auch nur eine 
Ahnung zu haben, wie es insge-
samt weitergehen kann. Daher ist 
dieser verkehrspolitische Nonsens 
aus dem Entwurf für den Bundes-
fernstraßenbau zu streichen. Es 
wäre sinnvoller, mit diesem Geld 
notwendige Ortsumfahrungen zu 
finanzieren“, verdeutlicht Reiner 
Nau. 

Außerdem lehnen die Anlieger-
Kommunen den abschnittsweisen 
Ausbau des Teilstücks ab. „Für 
den Bauabschnitt Stadtallendorf-
Gemünden wird sich das Plan-
feststellungsverfahren wohl noch 
lange hinziehen, da erhebliche 
Mängel im Verfahren festzustel-
len sind“, erläutert Nau. „Sollte 
doch weiter gebaut werden“, 
sagt er, „könnten wir die Situa-

tion bekommen, dass die A 49 
wie bisher in Neuental plötzlich in 
Schwalmstadt oder in Stadtallen-
dorf endet – und das über Jahre 
hinweg. Das würde einem Ver-
kehrsinfarkt gleichkommen.“

Besonders dramatisch wäre 
dies in den Ortsdurchfahrten 
beider Städte zu spüren. Aber 
auch die Verkehrswege Richtung 
Kirchhain, Ebsdorfergrund und 
Marburg würden unter diesem 
Ausbau-Ende leiden.

Die Initiative „Schwalm ohne 
Autobahn“ hätte hingegen ein 
vielversprechendes Konzept  der 
Entwicklung des Straßennetzes in 
der Region Schwalm-Ohm entwi-
ckelt. Das Konzept basiert auf der 
Idee, die vorhandenen, gut aus-
gebauten Strecken als Basis für 

ein leistungsfähiges Straßennetz 
zu nutzen. 

„Durch die Auffächerung der 
Verkehrsströme auf gleichberech-
tigte Achsen, die Realisierung von 
Ortsumgehungen und die Schaf-
fung von Verbindungsstrecken  
zur Stärkung des Netzes bleibt 
der Ausbau der A 49 überflüssig“, 
verdeutlicht Nau. 

und er sieht eine weitere Ge-
fahr: „Darüber hinaus ist eine Ge-
fährdung des Trink-, Grund- und 
Oberflächenwassers durch den 
Bau der A 49 zu erwarten. Nach 
den Antworten zu unserer großen 
Anfrage in der vorletzen Kreis-
tagssitzung haben wir hier weiter 
erhebliche Zweifel, dass ein aus-
reichender Schutz sichergestellt 
wird“, so Reiner Nau.

Auf dem Friedhof in Amöne-
burg befindet sich der 
größte bekannte Schlaf-

platz von Waldohreulen in Hes-
sen: Die Vögel haben dortige 
Scheinzypressen zu ihrem Schlaf-
platz im Winterhalbjahr auserko-
ren. Die Stadt Amöneburg möch-
te diese Bäume nun jedoch fällen 
lassen. Begründung: Die Bäume 
seien überaltert und sehr wind-
exponiert. Immer wieder seien 
Schäden zu verzeichnen gewesen, 
die auch für die Zukunft erwartet 
würden. In der Sache sei ein Fach-
gutachten erstellt worden, eben-
so, wie eine artenschutzrechtliche 
Prüfung – diese seien in einen Be-
bauungsplan zur Neugestaltung 
des Friedhofs eingegangen. 

Da die Waldohreule unter 
Artenschutz steht, wollten die 
Grünen durch eine Anfrage im 

Kreistag Klarheit haben: „Ist 
es zutreffend, dass die Stadt 
Amöneburg trotz artenschütze-
rischer Bedenken plant, auf dem 
Friedhof eine Baumreihe zu fällen, 
die Waldohreulen als Schlafplatz 
dient, und dass die untere Natur-
schutzbehörde nochmals ein Gut-
achten in Auftrag gegeben hat, 
das die Bedeutung des Schlafplat-
zes untersucht?“

Die Antwort: Ein neues Gutach-
ten wurde in Auftrag gegeben, 
das Ergebnis liegt noch nicht vor.

Sparkasse soll 
Anreize schaffen 

Die Sparkasse soll „grüner“ 
werden: Der Kreistag des 

Landkreises fordert den Vor-
stand der Sparkasse Marburg-
Biedenkopf auf, Finanzierungs-
instrumente zu entwickeln, die 
Investitionen in die ökologische 
Entwicklung und den Ausbau er-
neuerbarer Energien in der Region 
mit regionalem Kapital fördern. 

Vor allem für Privatleute sollen 
so finanzielle Anreize gesetzt wer-
den,  in die ökologische Nachhal-
tigkeit zu investieren. 

„Private Investitionen in die 
ökologische und ökonomische 
Nachhaltigkeit, in Umwelt- und 
Klimaschutz in der Region hän-
gen wesentlich von den zur Ver-
fügung stehenden Finanzierungs-
instrumenten ab – und dabei 
kommt der Sparkasse Marburg-
Biedenkopf im Landkreis eine we-
sentliche Rolle zu“, erläutert dazu 
Sandra Laaz. 

Die Investiton in die ökolo-
gische Nachhaltigkeit ist auch 
von beschäftigungspolitischer 
Relevanz, da der Mittelstand als 
wesentlicher Träger lokaler In-
vestitionen in den Klimaschutz 
für annähernd 80 Prozent der 
neu entstehenden Arbeitsplätze 
verantwortlich ist. Zudem sei der 
positive Effekt auf die regionale 
Wertschöpfung durch solche In-
vestitionen umso größer, je mehr 
sie aus regionalem Kapital finan-
ziert würden.

Spenden für 
Fukushima 

Die Kreistagsfraktion der Grü-
nen begrüßt die Fukushima-

Aktion  des Landkreises: 25 Schü-
lerinnen und Schüler aus dem 
Katastrophengebiet sollen sich 
im Sommer drei Wochen lang in 
der Region Marburg-Biedenkopf 
erholen können. Dazu wurde eine 
Spendenaktion ins Leben geru-
fen – mit guter Resonanz, wie der 
Landkreis mitteilt: Auf dem Spen-
denkonto sind schon über 10 000 
Euro eingegangen, weitere Spen-
den seien in Aussicht gestellt wor-
den, heißt es.

Zudem wurden nun Spenden-
boxen im Landratsamt, den Ver-
waltungs-Außenstellen sowie den 
KreisJobCentern aufgestellt. 

Spenden sind auch per Über-
weisung möglich: Landkreis 
Marburg-Biedenkopf, Konto-Nr. 
19 bei der Sparkasse Marburg-
Biedenkopf, BLZ 533 500 00, 
Stichwort: „Fukushima“ (bitte 
unbedingt angeben).

Die Grünen im Internet: www.gruene-marburg.de

Sie wollen regelmäßig mit den 
aktuellen Nachrichten rund 

um die grüne Politik im Landkreis 
informiert sein? Dann sollten Sie 
jetzt den Newsletter der Grünen-
Kreistagsfraktion abonnieren, der 
Ihnen künftig kostenlos per E-
Mail zugestellt wird.

Um den Newsletter zu abon-
nieren, klicken Sie sich einfach auf 
unsere Homepage: www.gruene-
marburg.de. Dort finden Sie den 
Punkt „Newsletter“. Tragen Sie 
Ihre E-Mail-Adresse ein – und 
schon kommen die Grünen-News 
regelmäßig in Ihr virtuelles Post-
fach!

Selbstverständlich können Sie 
sich auch per E-Mail anmelden: 
Senden Sie einfach eine Mail mit 
dem Betreff „Newsletter“ an 
kreisverband@gruene-marburg.
de, dann werden wir Ihre E-Mail-
Adresse umgehend in den Vertei-
ler eintragen.

Newsletter 
jetzt abonnieren

Geplante A 49 zwischen Wäldchesbaum und Hochstraße in Stadtal-
lendorf.  Montage: Michael Feldpausch



Martin Bergmann. Schwer-
punkte: Finanzen, Wirt-
schaft, Sport, Sprachen, 
Volkshochschule, Energie, 
Verkehr (ÖPNV)

Michael Meinel. Schwer-
punkte: Kultur, Abfall, 
nachhaltiges Wirtschaften, 
Landwirtschaft, Energiewen-
de, Integration.

Katharina Schulze. Schwer-
punkte: Sozialpolitik, 
Gender, Kulturförderung, 
Denkmalpflege, Kommunale 
Partnerschaften.

Prof. Dr. Angela Doris 
Thränhardt. Schwerpunkte: 
Umwelt, Energie, Gesund-
heit.

Reiner Nau. Schwerpunk-
te: Finanzen, Gesundheit, 
Brandschutz. 

Sandra Laaz, Fraktionsvor-
sitzende. Schwerpunkte: 
Finanzen, Wirtschaft, Beteili-
gungen des Kreises, Gender, 
ÖPNV, AusländerInnen. 

Heinrich Palz-Gerling, stell-
vertretender Fraktionsvorsit-
zender. Schwerpunkte: Sport 
und Bewegung, Sozialpolitik, 
Schule, Jugend, KreisJob-
Center, Eingliederungshilfe, 
Suchtprävention. 

Ina Nadine Bernshausen. 
Schwerpunkte: Landwirtschaft, 
Ernährung, Verbraucherschutz, 
Energie, Integration, Gesell-
schafts- und Sozialpolitik, 
Radwegenetz, Kriminologie, 
kommunale Partnerschaften , 
Suchtprävention.

Thomas A. Schneider, stell-
vertretender Fraktionsvorsit-
zender. Schwerpunkte: Wirt-
schaft, Umwelt (Gentechnik, 
Abfall, Altlasten), Ländlicher 
Raum, Energie, Verkehr.

Patrick Voyé. Schwerpunkte: 
nachhaltiges Wirtschaf-
ten, Umwelt, Naturschutz, 
Tierschutz, Sport, Energie, 
Bildungsarbeit (u.a. Hoch-
schule), Verkehr, ÖPNV, 
Suchtprävention.

Dr. Karsten McGovern, 1. 
Kreisbeigeordneter. Verant-
wortlich für die Fachbereiche 
Familie, Jugend und Soziales, 
KreisJobCenter, Schule und 
Gebäudemanagement, 
Gesundheit, Altenhilfe, Integ-
ration, Zweckverband ÖPNV.

Sabine Matzen. Schwer-
punkte: ländlicher Raum, 
demographischer Wandel, 
Ökologie, Familie, Bildung, 
Inklusion, Schulstandorte, 
Eingliederungshilfe.

Ute Hoppe. Schwerpunkte: 
Schulpolitik, Kulturförde-
rung, Kommunale Part-
nerschaften, Jugendhilfe, 
Altenhilfe. 

Armin Becker. Schwerpunk-
te: Trinkwasser, Abwasser, 
Abfall, Katastrophenschutz

Margrit Kahler-Görg. 
Schwerpunkte: Familie, So-
ziales, Gesundheit, Senioren, 
Pflege

GRÜNE im Kreisausschuss

Sabine Schlegel. Schwerpunk-
te: Sozialpolitik, Integration 
(Schule, Bildung, Altenhilfe, 
Beteiligung), Schule, Bildung, 
Jugendhilfe, Schule, KreisJob-
Center, Altenhilfe, Radverkehr, 
Kriminalprävention.

Für GRÜNE 
Politik im 
Landkreis
Auf dieser Seite stellen wir 
Ihnen die Mitglieder der 
heimischen Kreistagsfraktion 
und die gewählten Mitglie-
der des Kreisausschusses vor.

Außerdem finden Sie hier 
auf einen Blick eine Auswahl 
der politischen Schwer-
punkte unserer einzelnen 
Mitglieder. 


